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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die vermögensreditlidien Verhältnisse der Deutschen Bundespost 

- Nr. 976 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses des Post- und Fernmeldewesens 
( 28 . Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Deutschen Bundespost 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Das Eigentum und alle sonstigen Vermö- 
gensrechte des Deutschen Reichs, die zum bis- 
herigen Sondervermögen „Deutsche Reichspost“ 
gehören, sind mit Wirkung vom 24. Mai 1949 
als Sondervermögen „Deutsche Bundespost“ 
Vermögen des Bundes. Dazu gehören auch alle 
Vermögensrechte, die nach dem 8. Mai 1945 ent- 
weder mit Mitteln jenes Vermögens erworben 
oder ausschließlich dem Post- und Fernmeldebetrieb 
der Deutschen Post gewidmet worden sind. 

(2) Dies gilt auch für Rechte, die durch Gesetz 
für unübertragbar oder nur auf Grund besonde- 
rer Vereinbarung für übertragbar erklärt sind. 

(3) Bei einem Unternehmen des privaten 
Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit, an dem 
d i e Deutsche Reichspost eine Beteiligung 
hatte und das am 1. Oktober 1949 
seinen Sitz innerhalb des Bundes- 
gebietes oder seinen Sitz in Groß- 
Berlin und seine Verwaltung im 
Bundesgebiet hatte oder im ameri- 
kanischen, britischen oder franzö- 
sischen Sektor von Groß-Berlin 
hatte, fällt nur die Beteiligung unter 
Absatz 1. Das Vermögen des Unter- 
nehmens verbleibt diesem selbst; 
e i n Übergang auf die Länder gilt als nicht 
erfolgt. 

§ 2 

§ 1 findet keine Anwendung auf Vermögens- 
rechte, die ausschließlich für Zwecke des deut- 
schen Unterhaltungsrundfunks verwendet wer- 
d e n. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses. 

Entwurf eines Gesetzes 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Deutschen Bundespost 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(!) unverändert. 


(2) unverändert. 


(3) Soweit Vermögenswerte eines Unternehmens 
des privaten Rechts mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, an dem das Deutsche Reich am 8. Mai 1945 
unmittelbar oder mittelbar eine unter Absatz 1 fal- 
lende Beteiligung besaß, nach dem 19. April 1949 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften auf ein Land 
übergegangen sind, gilt dieser Übergang als nicht 
erfolgt. 


§ 2 

§ 1 findet keine Anwendung auf Vermögens- 
rechte, die am 31. Dezember 1948 ausschließlich für 
Zwecke des deutschen Unterhaltungsrundfunks 
verwendet worden sind. Bezüglich dieser Vermö- 
genswerte bleibt eine spätere gesetzliche Regelung 
Vorbehalten. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 28. A u s s c h u s s e s. 


§ 3 

Treuhandschaften der Länder an dem Eigen- 
tum und den Vermögensrechten, die unter § 1 
fallen, erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 

§ 4 

Die Wirksamkeit von rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen, die über Vermögensrechte der in § 1 
bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getroffen worden sind, bleibt unberührt. 

§ 5 

§ 1 gilt nicht für Eigentum und Vermögens- 
rechte, die nach dem 30. Januar 1933 einer Ge- 
werkschaft, Genossenschaft, politischen Partei 
oder sonstigen demokratischen Organisationen 
weggenommen worden sind. 

§ 6 

Dingliche Rechte an Grundstücken und son- 
stigen Sachen und Rechten, die unter § 1 fallen, 
bleiben bestehen. 

§ 7 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 1 zum Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
post“, so ist der Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs von der Oberpostdirektion zu stellen, 
in deren Bezirk das Grundstück liegt. War als 
Eigentümer eines solchen Grundstücks nicht das 
Deutsche Reich oder die Deutsche Post im Grund- 
buch eingetragen, so ist die Berichtigung des Grund- 
buchs gemeinsam von der Oberpostdirektion und 
von der durch die Landesregierung bestimmten 
Landesbehörde zu beantragen, in deren Bezirk das 
Grundstück liegt. Der Antrag muß von dem Präsi- 
denten der Obcrpostdirektion oder seinem Vertreter 
unterschrieben und mit dem Amtssiegel oder Amts- 
stempei versehen sein. Zum Nachweis des Eigen- 
tums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die in 
den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück zum Sondervermögen „Deutsche Bun- 
despost“ gehört. 

(2) Dies gilt entsprechend für sonstige im 
Grundbuch eingetragene Rechte. 

§ 8 

Gebühren und andere Abgaben, die aus An- 
laß und in Durchführung dieses Gesetzes fällig 
werden könnten, werden nicht erhoben. Bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 

§ 7 

unverändorl 


§ 8 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die aus 
Anlaß und in Durchführung dieses Gesetzes ent- 
stehen, werden nicht erhoben. Bare Auslagen blei- 
ben außer Ansatz. 

§ 9 

unverändert 
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